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Kampf um Coop-Demokratie geht weiter
EinGenossenschafter zieht eine Klage zurück. Dennoch ist etwas in Bewegung geraten.

PascalMichel

Können die Genossenschafte-
rinnen und Genossenschafter
bei Coop ausreichend mitbe-
stimmen? Nein, findet Chris
Zumbrunn.Der 54-Jährige geht
mit der Coop-Demokratie hart
insGericht.DieMöglichkeit zur
Einflussnahme der 2,5 Millio-
nen Genossenschafter sei fak-
tisch «inexistent». Er hat des-
halb vordemBaslerZivilgericht
gegen den mächtigen Detail-
händler geklagt – und unterlag
imvergangenenDezember.Das
Gericht schmetterte seineKlage
aus formalenGründen ab.

Dabei bleibt es nun. Chris
ZumbrunnziehtdasUrteil nicht
an die nächste Instanz weiter,
wie der Verein Detailwandel
mitteilt. Denn ein rechts-
kräftiger Entscheid wäre nicht
rechtzeitig, also vor den nächs-
ten Coop-Regionalratswahlen
2024, zu erwarten gewesen.
Coop erringt im Kampf um die
Mitbestimmung also einen ers-
ten Sieg.

Trotzdem ist die Sache für
den Detailhändler noch nicht
ausgestanden. Denn der auf-
müpfigeGenossenschafter hält
den Druck aufrecht. Coop ste-
he unter Zugzwang, für die
kommendenWahlen imnächs-
ten Jahr ein Wahlreglement zu
erlassen, das dem genossen-
schaftlichen Sinn entspreche.
«Andernfalls droht eine erneu-
teKlage,welche imzweitenAn-
lauf voraussichtlich gute Er-
folgschancen hätte.» Chris
Zumbrunn und der Verein De-
tailwandel haben dem Coop-
Verwaltungsrat diese Woche
eine Gesprächseinladung zu-
kommen lassen. Man wolle

eine gute Lösung für ein faires
und ausgewogenesWahlproze-
dere finden.

«Nochniezuwirklichen
Wahlengekommen»
Chris Zumbrunn zieht seine
Klage gegenCoop also zurück,
obwohl er sich eigentlich gute
Erfolgschancen ausrechnet.
Diesmutet auf den erstenBlick
tatsächlich unsinnig an. Seine
Strategie wird erst verständ-
lich, wennman den bisherigen
komplexen juristischen Streit
betrachtet.

Die Klage strengte der Ge-
nossenschafter an, nachdem er
im Herbst 2020 mit einer Kan-
didatur fürdenCoop-Regional-
rat gescheitertwar.AlsTeil einer
Gruppewollte er sichdamals für
die Wahl ins wichtigste Coop-
GremiumzurVerfügungstellen,
blieb aber aufgrund des Wahl-
modus, den der Händler kurz-
fristig verschärfte, erfolglos.

Ende September 2020 hat-
te der Coop-Verwaltungsrat
nämlich die Hürden für Wahl-
vorschläge im Regionalrat in
letzter Minute heraufgesetzt –
just in dem Moment, als der
Händler Wind von Sprengkan-
didaturen des Vereins Detail-
wandel bekommen hatte. Neu
mussten 6 Prozent statt wie bis
dahin 2 Prozent der Unter-
schriften in einem Wahlkreis
eingesammeltwerden.Unddas
innert 15 statt 30 Tagen.

Wenig überraschend erfolg-
ten die Regionalratswahlen,
wie seit Jahren üblich, «still».
Da bis zum 15. Oktober 2020
keine Wahlvorschläge einge-
gangen waren, kamen die von
den bestehenden Regionalrä-
ten aufgestellten Kandidaten

automatisch ins Amt. «Auf-
grund der hohen Hürden ist es
im Coop-Regionalrat faktisch
noch nie zu wirklichenWahlen
gekommen», sagteChris Zum-
brunn zu CH Media. Dieser
Wahlmodus höhle die Mitbe-
stimmungsrechte der Genos-
senschafter aus.

«StilleWahl»
stattWahlkampf
Mit seiner Klage wollte Zum-
brunn daraufhin zwei Coop-
Wahlreglemente für wider-
rechtlich und damit die Regio-
nalratswahl vom Herbst 2020
für nichtig erklären (CHMedia
berichtete). Das Basler Zivilge-
richt wies die Klage im vergan-

genen Dezember ab, weil der
Genossenschafter gewisser-
massen zu früh geklagt hatte.
Denn die «stilleWahl» des Re-
gionalrats, die er kippenwollte,
war nach Auffassung der Rich-
ter erst im Januar 2021,mit der
Publikation in der «Coop-Zei-
tung», erfolgt.Man könne eine
Wahl nicht auf Vorrat anfech-
ten, erklärte die Gerichtspräsi-
dentin. Zumbrunn hätte also
abwartenmüssen, bis Coop im
Januar offiziell die stillenWah-
len publik gemacht hatte.

Da die Richter die Klage be-
reits aus formalenGründen ab-
gewiesen hatten, blieb die
eigentlich drängende Frage auf
der Strecke: Wie demokratisch

müssen Genossenschaften wie
Migros und Coop sein? Welche
Beschränkungen sind legitim,
um den neuen digitalen Sam-
melmöglichkeitenRechnungzu
tragen? Nur ein Nebensatz der
Gerichtspräsidentin verriet,
dass eine inhaltliche Auseinan-
dersetzung mit diesen Fragen
durchaus kontrovers diskutiert
werden könnte.

Wiedemokratischmüssen
Genossenschaftensein?
In dermündlichenUrteilseröff-
nungerklärtedieGerichtspräsi-
dentin: «Das Gericht ist der
Meinung, dass esmit derAnfor-
derung der eigenhändigen
Unterschrift, der Erhöhung der

Unterschriftenzahl undderVer-
kürzung der Fristen nicht mehr
möglich ist, an Wahlen teilzu-
nehmen.»

FürChris Zumbrunn ist die-
ser Satz entscheidend, auch
wenn er für das ablehnende
Urteil des Basler Zivilgerichts
keineRolle spielteunddieRich-
ter gar keine eigentliche inhalt-
licheDiskussiongeführt hatten.
«Coop wurde vom Gericht klar
darauf hingewiesen, dass so-
wohl das altewie auchdas neue
Wahlreglement die Durchfüh-
rung von Wahlen de facto ver-
hindert und dies nicht im Sinn
des Gesetzgebers sein kann»,
sagt er.Deshalb siehtZumbrunn
bei einer erneuten Klage – die
zum richtigen Zeitpunkt erfolgt
undnichtaus formalenGründen
durchfällt – die Argumente auf
seiner Seite.

Coopwill dieRegeln
überarbeiten
Trotz des ersten juristischen
Erfolgs schreibt Coop auf An-
frage, man plane «seit gerau-
mer Zeit gewisseAnpassungen
am Wahlreglement». Diese
werde man auf die kommen-
den Regionalratswahlen 2024
vornehmen. «Die Details wer-
den in dendafür vorgesehenen
Gremien besprochen und zu
gegebener Zeit transparent
kommuniziert.»

Ob Chris Zumbrunn somit
doch noch einen Teilsieg errin-
genkann,hängt vonderkonkre-
ten Überarbeitung des Wahlre-
glements ab. Was er bereits
weiss: Da er den Fall nicht wei-
terzieht,muss er denCoop-An-
wälten 16000 Franken bezah-
len. Der Verein Detailwandel
ruft deshalb zu Spenden auf.

Der Zutritt zum Coop-Regionalrat bleibt denmeisten Genossenschaftern versperrt. Bild: Bott/Keystone

Italien bittet die Banken zur Kasse
EineÜbergewinnsteuer von40Prozent soll demStaatMehreinnahmen inMilliardenhöhe bescheren.

Ann-Kathrin Amstutz

Esklingt zunächstwie eine Idee
ausder linkenKüche: Italienwill
die übermässigenGewinne von
Banken abschöpfen, um Fami-
lien zu entlasten. Doch be-
schlossen wurde die Mass-
nahme von der Regierung der
weit rechtsgerichtetenMinister-
präsidentinGiorgiaMeloni.

Die Übergewinnsteuer von
40Prozent gilt vorläufig für das
Jahr 2023. Davon erhofft sich
dieRegierungMehreinnahmen
in der Höhe von «einigen Mil-
liarden Euro», wie der stellver-
tretendeMinisterpräsident und
Lega-Chef Matteo Salvini am
Montagabend nach einer Kabi-
nettssitzung erklärte. Wegen
der hohen Zinsen auf Kredite
würdendieBanken aktuellmil-
liardenschwere Extragewinne
einfahren.

Zinsen für Kredite und Zin-
senfürSparguthabenklafftenzu-
gunsten der Banken weit ausei-
nander,kritisiertedieRegierung.
Auf rund45MilliardenEuro be-
ziffert der «Corriere della Sera»
die kumulierten Gewinne der
BankenausdemZinsgeschäft im

Jahr 2022 – im laufenden Jahr
dürfte es nochmehr sein.

Salvini:«Ausgleichende
Gerechtigkeit»
Zugleich belastet die Zinserhö-
hung laut dem Vize-Minister-
präsidenten die Haushalte und
Unternehmen, die mit höheren
Kosten konfrontiert seien. Die
Gelder, die durch die Sonder-
steuer zusätzlich in die Staats-
kassefliessen, sollendennauch
denFamilien undFirmen zugu-
tekommen. Konkret sollen die
Milliarden die Förderung von
Erstwohnungshypotheken so-
wie Steuersenkungen finanzie-
ren. Salvini sprach von einer
«Massnahme der ausgleichen-
denGerechtigkeit».

WiehochdieZusatzeinnah-
menwirklich ausfallen, ist noch
unklar. Insider rechnen mit
knapp 3 Milliarden Euro. Laut
derNachrichtenagenturReuters
schätzen Fachleute der Bank of
America, dass die neue Steuer
die Banken zwischen 2 und 9
Prozent ihrer Erlöse kosten
könnte.AndereSchätzungenge-
hen von bis zu 30 Prozent tiefe-
ren Ergebnissen aus. In Europa

kennen bereits Spanien und
Ungarn eine ähnlicheRegelung
für Banken.

In der italienischen Politik
stösst die Sondersteuer aufbrei-
teUnterstützung.Vielengeht sie
sogar zuwenigweit.Die 5-Ster-
ne-Partei umParteichefGiusep-
peConte, die rechteLega-Partei
um Salvini, aber auch der Ge-
werkschaftsbund CISL zeigten
sich erfreut.

An den Börsen wurde die
Nachricht weniger gut aufge-
nommen. Bankaktien in ganz
Europa gerieten teils massiv
unterDruck.Besonders jeneder
italienischen Banken, die zwi-
schen 5 und 8 Prozent einbra-
chen. Doch auch die Kurse von
deutschen, französischen, spa-
nischen und niederländischen
Banken gaben um 2 bis 3 Pro-
zent nach. Auch die UBS-Aktie
verlor rund 1,5 Prozent.

Beschlussüberrascht
dieFinanzwelt
Bereits im vergangenen Som-
mer beschloss die italienische
Regierung eine Übergewinn-
steuer für Energiekonzerne.
Dieselbe Massnahme für den

Finanzsektor wurde seit Mona-
tendiskutiert.Dennochkamder
Beschluss laut dem «Corriere
della Sera» für die Finanzwelt
überraschend.DasThemastand
zuvor nicht auf dem Programm
der Regierungssitzung, die
überdies die letzte vorder Som-
merpause war. Es dürfte also
mindestens bis Ende Jahr dau-
ern, bis diedefinitiveAusgestal-
tung desGesetzes klar wird.

Der italienischeBankenver-
band hat den Beschluss noch
nicht kommentiert. Ende Mai
wehrte sich jedoch dessen Prä-
sidentAntonioPatuelli in einem
Interview mit der italieni-
schenZeitung«LaStampa»
gegen eineÜbergewinn-
steuer. Es gebe keine
Extragewinne,
wenn man auch
die Verluste
während der
Nullzinsjahre
mit einbezie-
he. Zudem sei-
en zweiDrittel derHypotheken
zueinemfixenZins abgeschlos-
senundbrächtenentsprechend
keine höheren Gewinne, wenn
die Zinsen steigen.

Die Regierung von
Ministerpräsidentin
Giorgia Meloni will
die Gewinne der
Banken abschöpfen.
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